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  Gemeindeamt Waidring 
    A-6384 Waidring, Pol. Bez. Kitzbühel 
       Tel. 05353/5202-0, Fax 5202-18 

 
 
 

P R O T O K O L L 
 

über die 35. Gemeinderatssitzung am 25. März 2021 
im Pfarrheim Waidring 

 
Anwesend: Bgm. Georg Hochfilzer als Vorsitzender 
 GR Gottfried Flatscher 
 GR David Auer 
 GRin Veronika Widmoser 
 GR Reinhard Foidl 
 GR Andreas Diechtler 
 GR Klaus Reiter 
 GRin Birgit Heinz-Krepper   
 GR Andreas Kals 
 Bgm.-Stv. Klaus Brandtner 
 
Entschuldigt: GR Andreas Wörgötter dafür EM Stefan Diechtler 
 GR Michael Seibl dafür EM Günter Brantner 
 GRin Andrea Kogler dafür EM Thomas Wimmer 
 
 
Tagesordnung: 
 

1. Genehmigung des Protokolles der 34. GR-Sitzung vom 24.02.2021 

2. Bericht des Bürgermeisters 

3. Berichte der Referenten 

4. Ansuchen des Hr. Lukas Endstrasser betreffend Nutzungsverhältnisse des im 

Rahmen eines Gemeinde-Baulandmodelles errichteten Wohnhauses 

5. Genehmigung der Darlehensurkunde mit der Raiffeisen Landesbank AG betreffend 

Darlehensaufnahme „Grundkauf Fischerfeld“ 

6. Bericht des Überprüfungsausschusses über die Gebarungsprüfung vom 11.03.2021 

7. Budget- und Finanzangelegenheiten 

8. Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss 2020 

9. Anfragen, Anträge und Allfälliges 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beginn: 20.00 Uhr        Ende: 21.50 Uhr 
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Der Vorsitzende begrüßt die erschienenen Mitglieder des Gemeinderates. Es sind 13 GR-
Mitglieder anwesend, somit ist laut § 44 Tiroler Gemeindeordnung 2001 die Beschlussfähigkeit 
gegeben. 
 
 
zu TOP 1) 
Genehmigung des Protokolls vom 24.02.2021: 
 
Der Bürgermeister stellt das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 24.02.2021 zur 
Diskussion. 
 
GR Reinhard Foidl greift noch einmal das Thema E-Auto von der letzten Sitzung auf. Er 
möchte noch einmal betonen, dass er das E-Auto kritisiert und nicht die Sache an sich. 
 
Beschluss: 
Das Sitzungsprotokoll vom 24.02.2021 wird von den bei dieser Sitzung anwesenden 
Gemeinderatsmitgliedern einstimmig genehmigt. 
 
 
zu TOP 2) 
Bericht des Bürgermeisters: 
 
Residenz Steinplatte GmbH.: 
Nachdem das Thema „Insolvenz Residenz Steinplatte“ in den Medien ziemlich breit getreten 
wird, obwohl das auf Grund der bisherigen Erfahrungen und Erkenntnisse kein ganz so 
überraschendes Ereignis ist, folgende Information: 
Es ist richtig, dass die Gesellschaft Insolvenz angemeldet hat und als Insolvenzgrund angibt, 
dass die Überschuldung durch die Abbruchkosten des Dachgeschosses beim Hauptgebäude 
eingetreten ist. 
Diese Insolvenz ist für das Abbruchverfahren ohne wesentlichen Belang, da ein solcher 
Abbruchbescheid nach der TBO eine sog. „dingliche Wirkung“ entfaltet und bei einem 
Eigentümerwechsel im Grundeigentum sozusagen „mit übergeht“. Der Vorsitzende ist  auch 
nicht davon ausgegangen, dass die Gesellschaft die Objekte von sich aus abreißt, sondern 
dass es dazu wohl wiederum eines Vollstreckungsverfahrens bedarf und die vollstreckende 
Behörde die Abbruchkosten vorher notfalls zwangsweise, bspw. im Wege einer 
Zwangsversteigerung oder dgl., einbringlich macht – so wie beim Abbruch im Frühjahr 2020. 
 
Es hat dazu am Montag bereits ein Gespräch mit dem vom Gericht beauftragten 
Masseverwalter gegeben, wo der Fortgang des Insolvenzverfahrens besprochen wurde, man  
wird nun sehen, wie das Ganze weitergeht. 
 
Radweg Pillerseestraße: 
Im Voranschlag 2021 ist das Radwegteilstück von der Schöttlbrücke bis auf Höhe Zufahrt alter 
Sportplatz zumindest mit einem Teilbetrag budgetiert. 
 
Dazu kann berichtet werden, dass das Projekt bereits gestartet ist. Es waren Gespräche mit 
dem Land und dem Baubezirksamt in Person von HR Dipl.-Ing. Erwin Obermaier und es liegt 
ein Planungsangebot der VI Plan ZT GmbH. vor. Dieses Büro hat die Dorfstraße geplant und 
ist fachlich sehr kompetent. 
Die Förderfähigkeit ist absolut gegeben, ich hoffe auf einen Fördersatz zumindest von 60 %.   
 
Der nächste Schritt ist eine vermessungstechnische Aufnahme, damit konkrete Angaben und 
Daten für die Grundverhandlungen zur Verfügung stehen und mit den  Eigentümern 
Grundverhandlungen geführt werden können. 
 
Zentrumsparkplatz Dorfstraße: 
Auch dieses Projekt wurde in Angriff genommen. Als Erstes erfolgt eine Bestandsvermessung 
in Bezug auf Lage und Höhe. Parallel werden Sickerversuche für die notwendige 
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Entwässerung gestartet; wenn die Bewertung der Sickerversuche vorliegt, kann man über die 
weiteren Planungsschritte befinden, da sich danach ja auch die Projektierung richten sollte. 
Für die Planung einschl. Entwässerung läuft auch bereits die Angebotseinholung. 
 
Das sollte bis zum Frühsommer soweit vorbereitet sein, damit man über eine allfällige weitere 
Pachtverlängerung beim Heigenhausparkplatz oder was immer befinden kann. 
 
Wohnprojekt Alpenländische Heimstätte in der Dorfstraße: 
Dazu ist vom Land Tirol die Information ergangen, dass das Bauvorhaben der 
„Alpenländischen“ mit vorerst 16 Wohnungen in der 1. Bauphase vom 
Wohnbauförderungskuratorium positiv begutachtet wurde und für die Förderung empfohlen 
wurde.  
 
Von Gemeindeseite sollten nun im Hinblick auf „betreubares“ Wohnen konkrete Gespräche 
mit der Wohnbaugesellschaft aufgenommen werden, um alles Notwendige zu besprechen und 
abzuklären. Der Vorsitzende wird um eine Terminvereinbarung bemüht sein und dann zu einer 
Besprechung mit den jeweiligen Listenführern einladen.  
 
Öffentlicher Verkehr: 
Am 30.4.2021 endet der bisherige Vertrag mit dem Verkehrsverbund Tirol über den 
Regionalverkehr Pillerseetal. Im Planungsverband wird schon seit längerer Zeit an einer 
Ausdehnung des öffentlichen Verkehrs (ua. Verstärkung Frühverkehr Waidring) in der Region 
gearbeitet. Man ist aber aus teilweise nicht ganz nachvollziehbaren Gründen, die außerhalb 
des Planungsverbandes liegen, nicht richtig weiter gekommen. Man ist auch der Meinung, 
dass die Kostenaufteilung zwischen Bund, Land und Gemeinden sowie den sonstigen 
Partnern nicht ganz den Vorstellungen entspricht. Am 26.3.2021 ist daher ein gemeinsamer 
Termin bei Frau LH-Stv. Ingrid Felipe vereinbart, damit man der Mobilitätslandesrätin die Sicht 
der Dinge schildern und hoffentlich einiges aufklären kann. Der Verkehr läuft zu den bisherigen 
Konditionen weiter. 
 
Bushaltestellen: 
Haltestelle Hausstatt: 
Hier haben ja 2 x Verkehrsmessungen und –zählungen stattgefunden, ob es nicht doch 
möglich wäre, die Haltestelle auf der Fahrbahn der Gemeindestraße anzuordnen, damit man 
sich eine eigene Busbucht sparen könnte. 
Ganz aktuell ist nun die Information eingetroffen, dass seitens der Behörde die Errichtung einer 
Busbucht für die Haupteinstiegsstelle (das wird in Richtung Waidring sein) gefordert wird. Bei 
der Ausstiegsstelle ist eine Fahrbahnhaltestelle vorstellbar, jeweils mit der nötigen 
Aufstandsfläche (in der Regel 1,50 m breit, 18 m lang). 
Weiters braucht es eine Beleuchtung der Querungsstelle samt der Zu- und Abgänge zu den 
Haltestellen.  
Somit bewegt man sich nun mit der notwendigen Grundeinlösung in einem beträchtlichen 
Kostenrahmen. 
Das Planungsbüro wird nun auf dieser Basis eine (Vor-)Planung ausarbeiten. Danach muss 
mit den Eigentümern verhandelt werden, um die weiteren Schritte einzuleiten. 
Über die endgültige Errichtung und Finanzierung  muss man dann im Gemeinderat befinden. 
 
Haltestelle Mühltal: 
Dieses Thema wurde schon einmal kurz angerissen. Hier fand im Jänner eine Verhandlung 
statt, wo die Gemeinde Waidring aber nicht eingeladen war, da die Haltestelle auf dem 
Gemeindegebiet von Kirchdorf situiert ist. 
 
Man hat uns dann die Niederschrift übermittelt, wo folgende Vorschreibungen enthalten sind: 
Für die Haltestelle in Richtung St. Johann ist im Anschluss an die Busbucht eine erhöhte und 
befestigte – sprich asphaltierte – Aufstandsfläche in einer Länge von 18 m und einer Tiefe von 
mindestens 1,5 m zu errichten. 
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Weiters muss aus Richtung Mühltal kommend abseits der Bundesstraße ein fußläufiger 
Zugang OHNE BENÜTZUNG DER B178 hergestellt werden (da käme die Loipenbrücke in 
Betracht). Dann muss noch eine Straßenbeleuchtung errichtet werden, die die gesamte 
Fahrbahnbreite der B 178 ausleuchtet. Die notwendige Grundeinlösung kommt auch noch 
dazu. 
 
Das sind Auflagen und Vorschreibungen, die sich schön langsam zu einer Kostenlawine 
entwickeln. Wie das alles trotz einbrechender Einnahmen finanziert werden soll, wird mehr 
und mehr fraglich. 
Der Vorsitzende erklärt weiters, dass alle Bushaltestellen hinsichtlich Errichtung und Erhaltung 
in der Zuständigkeit der Gemeinde(n) stehen. Die Bushaltestelle Mühltal befindet sich zwar 
auf Kirchdorfer Gemeindegebiet, die Gemeinde Waidring wird aber für diese aufkommen 
müssen. 
 
GR Reinhard Foidl möchte noch einmal wissen, ob das ursprüngliche Ziel eine Verlängerung 
des Pachtvertrages für den Heigenhausparkplatz ist. 
Der Vorsitzende erklärt, dass die Planungsarbeiten trotzdem durchgeführt werden, damit eine 
baurechtliche Genehmigung ausgestellt werden könnte, falls die Parkplatz-Verhandlungen zu 
keinem Ergebnis führen. Man müsse auch bedenken, dass durch die derzeitige 
Schneelagersituation am Heigenhausparkplatz nur mehr eingeschränkt Stellplätze zur 
Verfügung stehen und eine generelle Parkplatzknappheit besteht. 
 
 
zu TOP 3) 
Bericht der Referenten: 
 
Leichenhalle: 
GR Gottfried Flatscher berichtet, dass die Stromversorgung in der Leichenhalle baulich nicht 
mehr entsprochen hat und somit komplett erneuert wurde. 
 
Friedhof: 
Weiters erklärt GR Gottfried Flatscher, dass zwei neue Urnengräber bestellt wurden, der 
Rohstoffmarkt aber derzeit ziemlich ausverkauft und der Termin der Lieferung offen ist. 
 
zu TOP 4) 
Ansuchen des Hr. Lukas Endstrasser betreffend Nutzungsverhältnisse des im Rahmen 
eines Gemeinde-Baulandmodelles errichteten Wohnhauses: 
 
Hr. Lukas Endstrasser hat im Rahmen des Gemeinde-Baulandmodells „Reitlfeld – 
Schmiedfeld“ ein Grundstück erworben und darauf ein Wohnhaus errichtet. Hier war 
vereinbart, dass im Objekt eine Einliegerwohnung für seine Schwester Stefanie Endstrasser 
errichtet werden darf. Nunmehr hat Frau Stefanie Endstrasser ihren Wohnsitz nach München 
verlegt und aus diesem Grund ersucht Lukas Endstrasser um die Zustimmung zur Vermietung 
dieser Wohnung an familienfremde Personen. Nachdem eine Weitervermietung nach den 
Richtlinien an die Zustimmung des Gemeinderates gebunden ist, sollte nun darüber befunden 
werden. 
Diese Anfrage wurde im Vorstand behandelt und hat man sich dafür ausgesprochen, dem 
Ansinnen zuzustimmen, jedoch mit der unbedingten Auflage, dass die Wohnung 
ausschließlich als Hauptwohnsitz genutzt werden darf. 
 
Nach einer kurzen Diskussion gelangt man zur Auffassung, dass für die weiteren Vergaben 
von Grundstücken die Richtlinien auch gerade in dieser Hinsicht neu überarbeitet werden 
müssen. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat erteilt einstimmig die Zustimmung zur Vermietung der Einliegerwohnung im 
Objekt an familienfremde Personen. Die Wohnung muss ausschließlich als Hauptwohnsitz 
genutzt werden. 
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zu TOP 5) 
Genehmigung der Darlehensurkunde mit der Raiffeisen Landesbank AG betreffend 
Darlehensaufnahme „Grundkauf Fischerfeld“: 
 
Für die in der letzten Sitzung beschlossene Darlehensaufnahme wurde nun die Darlehens-
urkunde der Raiffeisen-Landesbank AG übermittelt. 
Leider hat es dazu wieder einen zeitlichen Mehraufwand gebraucht, bis der Vertrag schließlich 
dem entsprochen hat, wie es lt. Ausschreibung und Gemeindeaufsicht vorgegeben war; jetzt 
scheint es aber nach einigen Ehrenrunden zu passen. Nach den Änderungen sollte  dem 
Vertrag nun die aufsichtsbehördliche Genehmigung erteilt werden können. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Genehmigung der Darlehensurkunde mit der 
Raiffeisen-Landesbank AG über die in der GR-Sitzung am 24.02.2021 beschlossene 
Darlehensaufnahme über € 1.000.000,00 zur Finanzierung des Vorhabens „Baulandmodell 
Fischerfeld“. 
 
zu TOP 6) 
Bericht des Überprüfungsausschusses über die Gebarungsprüfung vom 11.03.2021: 
 
GR Reinhard Foidl als Obmann des Überprüfungsausschusses berichtet über die 
stattgefundene Kassengebarungsprüfung vom 11.03.2021. 
 
Die Bargeld- und Kassenstände sowie die Belege wurden gesichtet, dabei wurde 
Kassenstimmigkeit festgestellt. 
Der vorgetragene Bericht wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. 
 
zu TOP 7) 
Budget- und Finanzangelegenheiten: 
 
Hier geht es um eine Abrechnung des Planungsbüros Bm. Ing. Josef Straif, die bis in das Jahr 
2016 zurückgeht. 
Das genannte Büro hat der Gemeinde für div. Straßenbauarbeiten am 12.07.2016 ein Angebot 
über € 10.740,00 incl. Ust. gestellt. 
Am 13.09.2016 wurde ein Betrag von € 5.964,36 bto. abgerechnet. 
Zur Überraschung ist dann am 23.11.2020 eine weitere Honorarnote über Straßenbauarbeiten 
in Höhe von bto. € 11.499,50 eingelangt. Die Erhöhung ist grundsätzlich für zusätzliche 
Arbeiten begründet und soweit in Ordnung. 
Auf diesen Betrag wird nach Rücksprache ein 10%iger Nachlass gewährt, sodass nach den 
bisher dazu geleisteten Abschlagszahlungen noch ein Betrag von € 5.964,36 offen steht, der 
auf Grund der verspäteten Abrechnung nicht mehr budgetiert ist. 
 
Bm. Straif hat über Anforderung wohl eine detaillierte Aufstellung über die Leistungen 
vorgelegt, die nach so langer Zeit aber nicht mehr in Detail zu verifizieren ist. 
Das eigentliche Thema ist hier die Frage der Verjährung, da solche Forderungen grundsätzlich 
nach Ablauf von 3 Jahren verjähren. Nachdem sich das Bauvorhaben auch in das Jahr 2017 
gezogen hat, könnte argumentiert werden, dass die Arbeiten des Jahres 2016 fristgerecht 
abgerechnet wurden und die übrigen Forderungen noch nicht verjährt wären. 
 
Es geht hier nicht um Unsummen und auch nicht darum, dass die Gemeinde jemanden ärgern 
möchte, der eine Leistung erbracht hat. Da dies aber bei einer möglichen späteren Prüfung 
aufgegriffen werden könnte, sollte der Gemeinderat befinden, wie die Gemeinde damit 
umgehen soll. Man wird sich einer Zahlung sicher nicht entziehen können, die Frage ist, ob 
man infolge evtl. Verjährung den gesamten Forderungsbetrag anerkennt. 
 
Nach einer kurzen Diskussion ist der Gemeinderat der Meinung, dass die Leistungen erbracht 
wurden und somit die Rechnung bezahlt werden sollte. 
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zu TOP 8) 
Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss 2020: 
 
Nun zum Haupttagesordnungspunkt der heutigen GR-Sitzung, der Beschlussfassung des 
Rechnungsabschlusses 2020. 
 
Gemäß § 108 Abs. 2 Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO LGBl. Nr. 36/2001 i.d.g.F. LGBl. 
Nr. 116/2020, übergibt Bgm. Georg Hochfilzer den Vorsitz für diesen Tagesordnungspunkt an 
Bgm.-Stv. Klaus Brandtner. 
 
Der Bürgermeister führt in Folge weiter aus: 
 
Der Rechnungsabschluss 2020 war gemäß Tiroler Gemeindeordnung zur Einsichtnahme 
aufgelegen, es sind keine Einsichtnahmen erfolgt. 
 
Nachdem der Abschluss nach den neuen Regeln der VRV-2015 wieder um einiges 
umfangreicher und für jene, die sich nicht laufend mit der sog. Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussverordnung beschäftigen verständlicherweise unübersichtlicher 
geworden ist, hat Finanzverwalter Reinhold Divisek eine verständliche Zusammenstellung 
ausgearbeitet, die allen GR-Mitgliedern übermittelt wurde.  
Der Abschluss 2020 war auf Grund der Neuerungen eine große buchhalterische 
Herausforderung. Danke an Reinhold Divisek, dass er diesen Abschluss so bravourös 
ausgearbeitet und erstellt hat. 
 
Der Ü-Ausschuss hat das Gesamtwerk am 11.03.2021 einer Prüfung unterzogen. GR 
Reinhard Foidl wird dann darüber berichten und informieren. Aus dem Bericht des 
Ausschusses geht eine ganze Reihe von verschiedenen Aspekten zum RA hervor. 
 
Für das Jahr 2020 gibt es nun erstmals einen Abschluss  

 für den  Ergebnishaushalt 
(das ist de facto die Gewinn- und Verlustrechnung) 

 für den Finanzierungshaushalt 
(von Reinhold Divisek als „Cash-Flow Rechnung“ bezeichnet, die vereinfacht 
ausgedrückt besagt, wieviel Geld das Unternehmen Gemeinde im abgelaufenen Jahr 
erwirtschaftet hat) und den 

 Vermögenshaushalt 
(der einen Überblick über das Vermögen und die Schulden der Gemeinde in dem Fall 
zum Jahresende 2020 darstellt). 

 

Es gibt zum Abschluss 2020 im Gegensatz zu früheren Jahren eine größere Anzahl von 
Haushaltsüberschreitungen, die aber neben „coronabedingten“ Mehraufwendungen und 
Mindereinnahmen stark dem Umstand geschuldet sind, dass die Gemeinde während des 
Jahres die Zuordnung zu den einzelnen Haushaltsstellen lfd. anpassen musste, damit das 
Ganze auf den mehr oder weniger neuen Vermögenshaushalt abgestimmt ist. Es gibt bei den 
Überschreitungen keine dramatischen Ausreißer. Vieles ist einfach der VRV 2015 geschuldet, 
dass Abweichungen zu diversen Ansätzen bestehen. 
 
Zu den Zahlen der jeweiligen Haushalte: 
 

Der Ergebnishaushalt schließt mit einem Plus von € 374.260,23 ab. Nach Zuweisung der 
Haushaltsrücklage über ca. € 80.000,00 verbleibt ein Nettoergebnis von € 294.260,15 (und 
das trotz Abschreibungen von € 658.304,72) 
 
Der Finanzierungshaushalt weist ein Plus von € 208.982,05 aus, davon ist wieder die 
zugeführte Rücklage über ca. € 80.000,00, die sich unter den liquiden Mitteln im 
Vermögenshaushalt findet, abzuziehen, sodass der Finanzierungshaushalt ein Plus von 
€ 163.642,76 bei einem Kassenbestand zum 31.12.2020 von € 126.128,38 aufweist. 
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Weiters ist noch die Differenz im Haushalt 2021 zu beachten, wo beim Finanzierungshaushalt 
ein (bewusstes) Minus von € 50.000,00 steht, das eben mit dem Ergebnis 2020 kompensiert 
wird. 
Im Gegenzug hat sich aber auch die eine oder andere ausstehende Einnahme in das Jahr 
2021 verschoben, sodass sich die Differenz zumindest zum Teil kompensiert. 
 
Der Vermögenshaushalt weist gegenüber der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2020 eine 
Veränderung von + € 510.874,90 aus, das ist für das „Corona-Jahr“ ansprechend. 
 
Allein die Netto-Investitionen waren im Vorjahr mit € 930.075,36 eigentlich wie gewohnt sehr 
hoch. Man verzettelt sich nicht auf zig kleinen Schauplätzen, man setzt im Budget jeweils 
konkrete Schwerpunkte und realisiert diese dann auch. 
 
Zum RA 2020 gibt es auch wieder einen Verschuldungsgrad, der für die Gemeinde Waidring 
einen Wert von 37,64 % aufweist. Im Vorjahr lag dieser bei 28,27 %, die Erhöhung ist aber 
nicht einem höheren Schuldendienst geschuldet, sondern dem reduzierten Nettoüberschuss, 
der sich aus der operativen Gebarung ergibt – man betrachte bspw. nur die Rückgänge bei 
den Abgabenertragsanteilen von ca. € 200.000,00. Mit gleichbleibenden Einnahmen wie im 
Jahre 2019 wäre der Verschuldungsgrad vermutlich ziemlich konstant bei ca. 28 % geblieben. 
 
Der Nettoüberschuss, also die frei verfügbaren Mittel NACH Schuldendienst – liegt mit 
€ 482.111,00 im Jahre 2020 coronabedingt um ca. € 140.000,00 unter jenem des Vorjahres. 
Hier schlagen sich die Einnahmenrückgänge bei den Ertragsanteilen und auch den Gebühren 
(insbesondere Wasser und Kanal) eindrucksvoll nieder. 
 
In dem Zusammenhang ein kurzer Exkurs vom Rechnungsabschluss 2020 zum Voranschlag 
2021: 
 

Ein Problem für den Haushalt 2021 werden natürlich die nicht in dieser Größenordnung 
eingepreisten Einnahmenrückgänge bspw. bei der Kommunalsteuer, den Wasser- und 
Kanalgebühren und dgl. mehr. 
Im Voranschlag 2021 wurden zwar die Ansätze um Einiges reduziert, man ist aber auch nicht 
davon ausgegangen, dass die gesamte Wintersaison ausfällt. Hier werden noch merkliche 
zusätzliche Einbußen dazukommen. Ein Teil wird mit zusätzlichen Bundesmitteln, die über die 
Abgabenertragsanteile als Vorschuss gewährt werden, kompensiert werden können. Dazu gibt 
es zum jetzigen Zeitpunkt aber noch keine gesicherten Daten, das wird sich zum Ende des 1. 
Halbjahres zeigen. 
Daraus muss man ableiten, dass man auch heuer einen strikten Budgetvollzug braucht, damit 
man die Gemeindefinanzen weiterhin im Lot halten kann. Alles, was nicht veranschlagt und 
unbedingt notwendig ist, wird man heuer nicht befriedigen können. 
 
Der Bürgermeister betont, dass der Gemeinde gerade in dieser Situation die seit Jahren 
praktizierte vorausschauende Finanzplanung und Mittelverwendung zu Gute kommt und man 
daher trotzdem in der Lage sein sollte, den Großteil der Vorhaben umzusetzen und damit die 
Wirtschaft und das Arbeitsplatzangebot zu beleben. 
 
In Vertretung des verhinderten Finanzverwalters erklärt der Bürgermeister auf Basis  der vom 
Finanzverwalter vorbereiteten verständlichen Kurzfassung der Jahresrechnung diverse 
Anfragen zum Rechnungsabschluss 2020. 
 
Im Anschluss daran berichtet GR Reinhard Foidl über die stattgefundene Prüfung des 
Rechnungsabschlusses 2020 vom 11.03.2021. Der Bericht zum Rechnungsabschluss 2020 
wird verlesen. Alle Summen in der Jahresrechnung entsprechen der vorliegenden und 
geprüften Buchhaltung. Auch die Salden der Kundenforderungen zwischen Haushalt und 
Steuerbuchhaltung sind konform. Das gesamte Vermögen wurde erfasst. Die Summen 
entsprechen der beschlossenen Eröffnungsbilanz. 
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Zusammenstellung der Drei Komponenten Rechnung: 
 

 Ergebnis: 
 

 Finanzierungshaushalt € 163.642,76 
 Vermögenshaushalt € 510.874,90 
 Ergebnishaushalt € 294.260,15 
 
Beschluss: 
Nachdem keine weiteren Fragen mehr zum Rechnungsabschluss 2020 erfolgen, beschließt 
der Gemeinderat in Abwesenheit des Bürgermeisters einstimmig, den Rechnungsabschluss 
für das Jahr 2020 inklusive der vorgetragenen Haushaltsstellenüberschreitungen zu 
genehmigen. 
 
Dem Rechnungsleger wird daher gem. § 108 Abs. 3 Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO, 
LGBl. Nr. 36/2001 i.d.g.F. LGBl. 116/2020, die Entlastung erteilt. 
 
Bgm.-Stv. Klaus Brandtner bedankt sich beim Überprüfungsausschuss und dem gesamten 
Gemeinderat für die geleistete Arbeit. Es ist nicht selbstverständlich, diese Ämter zu besetzen 
und auszuüben. Weiters bedankt er sich beim Bürgermeister und beim Finanzverwalter für die 
sehr gute und genaue wirtschaftliche Führung der Gemeinde. 
 
Bürgermeister Hochfilzer bedankt sich für die Genehmigung des Rechnungsabschlusses und 
für die Arbeit und Unterstützung des Gemeinderates, ebenso bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern aus allen Bereichen, in Bezug auf Rechnungsabschluss besonderes bei 
Finanzverwalter R. Divisek. Im Vorjahr waren und sind aktuell immer noch zusätzliche 
Herausforderungen zu bewältigen und zu bewerkstelligen und man kann ohne Übertreibung 
feststellen, dass die Gemeinde trotz aller Begleitumstände auf eine solide und zukunftsfitte 
Finanzgebarung verweisen kann. Damit kann die Gemeinde Waidring „trotz Corona“ auf ein 
erfolgreiches Jahr zurück blicken und das Finanzjahr 2020 ad acta legen. 
 
Somit startet der Gemeinderat in das letzte Jahr der laufenden Gemeinderatsperiode. Mit dem 
Budget 2021 hat sich die Gemeinde ein großes Arbeitsprogramm auferlegt. Nachdem die 
Dauer und die realen Auswirkungen der Corona-Pandemie noch immer nicht abzuschätzen 
sind, wird man erst nach und nach sehen, ob man in der Lage sein wird, das gesamte 
Programm umzusetzen oder ob man aus finanziellen Erwägungen etwas zurückstellen muss. 
Das wird man hoffentlich nach dem 1. Halbjahr beurteilen können. Der Vorsitzende ist 
zuversichtlich, dass man die Probleme mit der gebotenen Sorgfalt managen wird. Allen 
Mitwirkenden nochmals einen herzlichen Dank! 
 
 
zu TOP 9) 
Anfragen, Anträge und Allfälliges: 
 
Gemeinderatswahlen: 
Der Vorsitzende berichtet, dass die nächste Gemeinderatswahl am Sonntag, den 27. Februar 
2022 stattfindet. 
 
Stellenausschreibung Finanzverwaltung: 
Die Abgabefrist für die ausgeschriebene Stelle zur Nachbesetzung in der Finanzverwaltung 
wird um zwei Wochen verlängert. 
 
Hochwasserschutz: 
Am 26.04.2021 findet die „KPC-Sitzung“ statt, wo über die Genehmigung der Förderung für 
das Hochwasserschutzprojekt Haselbach – Grieselbach endgültig befunden wird. Unter der 
Voraussetzung, dass diesen Sommer in Tirol kein Hochwasserereignis eintritt, welches in 
Folge eine Umschichtung der für „unser“ Projekt benötigten Finanzmittel nach sich zieht, sollte 
im Spätherbst nun doch mit den Hochwasserschutzmaßnahmen begonnen werden. 
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Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schließt der Vorsitzende die 
35. Gemeinderatssitzung vom 25.03.2021. 
 
 
Die Schriftführerin:     Der Vorsitzende: 
 
 
 
(Magdalena Trixl)      Der 1. Vorstand: 
 
 
 
       Der 2. Vorstand: 
 
 
 
 
 
 
 


